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Entlassung des Amtsvormundes aus dem amt nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses
Sachverhalt

"War als Sozialarbeiterin auf einer Gemeinde angestellt gewesen und führte vormundschaftliche Mandate. Bei einer Klientin ist das Kontosaldo auf Minus geraten, weil die Zeit gefehlt hatte, die nötigen Gesuche einzureichen (ca. Fr. 2'200.00 im Minus).Dies habe ich sowohl im Mündelbericht wie auch persönlich so mitgeteilt. Die VB entlässt mich nun nicht aus dem Amte und verlangt von mir, dass ich das Minus in Ordnung bringe, obwohl die Akten von meiner Nachfolgerin geführt werden. 
Ist dies O.K.?"
Erwägungen

Die Entlassung der Amtsvormundin aus der Mandatsführung ist von der Genehmigung respektive Nichtgenehmigung der Schlussrechung zu unterscheiden (siehe dazu BSK-Affolter, N 76 zu Art. 451-453; Martin Good, Das Ende des vormundschaftlichen Amtes, Freiburg 1992, N 3.46). 

Die Mandatträger/in, welche ihr/sein Amt auf Grund einer arbeitsrechtlichen Verpflichtung ausübt, verliert mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses die reale Möglichkeit, das Mandat weiterzuführen, da der Zugriff auf die Verwaltungseinrichtungen nicht mehr möglich und gestattet ist. Er/sie ist daher an der Amtsführung verhindert (Vgl. dazu auch ZK-Egger Art. 367 N 27). Die Nachfolgerin übernimmt die Mandatsführung und hat dementsprechend auch die Arbeiten, welche angefangen oder noch nicht an Hand genommen wurden (wie z.B. hier die Geltendmachung von Geldern aus Stiftungen etc.) zu erledigen. Es geht somit nicht an, dass die VB einer Amtsvormundin, welche nicht mehr im Dienstverhältnis steht, Weisungen betreffend Arbeiten erteilt. (siehe zum Ganzen ausführlich BSK-Affolter N20 ff zu Art. 451-453).

Hingegen ist es der VB unbenommen, die Schlussrechnung nicht zu genehmigen, wenn sie der Ansicht ist, dass die Mandatträgerin ihre Pflichten zur sorgfältigen Einkommens- und Vermögensverwaltung nicht nachgekommen ist. Der Genehmigung respektive nicht Genehmigung der Schlussrechnung kommt keine unmittelbare materiellrechtliche Bedeutung zu. Die Verantwortlichkeit gestützt auf Art. 426 und 451 ZGB wird dadurch nicht berührt. Mit der Nichtgenehmigung kommt die VB der Pflicht nach, ungerechtfertigte Verwaltungshandlungen aufzuzeigen (natürlich ist diese Nichtgenehmigung zu begründen!). Dem Mündel, der Amtsnachfolgerin oder den Erben steht es dann offen, eine Verantwortlichkeitsklage gegen die entlassene Mandatträgerin anzustreben (Art. 454 ZGB). Sie befinden sich dabei offensichtlich in einer guten Ausgangslage für die Klage, da die Begründung der Nichtgenehmigung die Vermutung der Richtigkeit geniesst.

Fazit:

Der/die Amtsvormund/in ist bei Dienstende in jedem Fall aus dem Amte zu entlassen, unabhängig davon, ob die Schlussrechnung genehmigt oder nicht genehmigt wird. Dem Mündel steht die Möglichkeit der Verantwortlichkeitsklage offen.

Luzern, 3.12.03 Urs Vogel
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